
 

 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund von § 79 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Gemeinderat am 29.01.2024 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 
 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 
 
 
Der Haushaltsplan wird festgesetzt mit 

1. im Ergebnishaushalt mit den folgenden Beträgen              EUR 
       

 1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge 73.564.790 

 1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen -85.138.087 

 1.3 Veranschlagtes Ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 und 1.2) -11.573.297 

 1.4 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge  0 

 1.5 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen 0 

 1.6 Veranschlagtes Sonderergebnis (Saldo aus 1.6 und 1.7) 0 

             

 1.7 Veranschlagtes Gesamtergebnis (Saldo aus 1.5 und 1.8) -11.573.297 

   
2. im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen EUR 
       

 2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 70.374.762 

 2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit -75.509.764 

 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushalts  
     (Saldo aus 2.1 und 2.2) -5.135.002 

 2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 4.629.500 

 2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -15.280.866 

 

2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus  
      Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5) -10.651.366 

             

 

2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf  
     (Saldo aus 2.3 und 2.6) -15.786.368 

 2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit von 5.400.000 
 2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit von -291.000 

 
2.10 Veranschlagter Finanz.mittelbedarf aus Finanz.tätigkeit (Saldo     
        aus 2.8 und 2.9) 5.109.000 

 
2.11. Veranschlagte Änderung des Finanzmittelbestandes (Saldo aus  
          2.7 und 2.10)  -10.677.368 

 

 

§ 2 Kreditermächtigung 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf 5.400.000 € 

 
 

 
 



 

 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von 
Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen), wird 
festgesetzt auf 
 10.360.000 € 

 

§ 4 Kassenkredite 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf    5.000.000 € 

 

§ 5 Steuersätze 
Die Hebesätze werden festgesetzt 
1. für die Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 365 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  

365 v. H. 
      der Steuermessbeträge 

 
2. für die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag auf   

der Steuermessbeträge. 

       365 v.H. 

 
Der dem Haushaltsplan beigefügte Stellenplan ist Bestandteil der Haushaltssatzung. 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Ausgefertigt:  
Laupheim, den 25.04.2024    gez. Ingo Bergmann, Oberbürgermeister 
                                    gez. Johannes Lang, Stadtkämmerer  
 
 
Die Haushaltssatzung 2024 enthält genehmigungspflichtige Bestandteile. Das Regierungspräsidium 
Tübingen als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat die Gesetzmäßigkeit der Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2024 am 25.04.24 bestätigt und gemäß §§ 86 Abs. 4, 87 Abs. 2 GemO den für das 
Haushaltsjahr 2024 in § 2 der Haushaltssatzung auf 5.400.000 € festgesetzte Gesamtbetrag der 
vorgesehenen Kreditaufnahmen (Kreditermächtigung) genehmigt. Die Haushaltssatzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Der Haushaltsplan als Teil der Haushaltssatzung 2024 liegt entsprechend § 
81 Abs. 3 GemO in der Zeit vom 26.04.24 - 07.05.24 während der Dienststunden im Rathaus Laupheim, 
Marktplatz 1, Zimmer 213a, öffentlich aus.   
 
 

Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO für Baden-Württemberg oder 
aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Stadt geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.  
  
gez. Ingo Bergmann                 Laupheim, 25.04.24   
Oberbürgermeister               www.laupheim.de  
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